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1
Einleitung

1.1 KURZER HISTORISCHER ABRISS

Die Europäische Aktiengesellschaft (Socie-
tas Europaea, SE) hat eine lange Geschich-
te. Bereits Ende der 1950er Jahre gab es ers-
te Vorschläge zur Schaffung einer einheit-
lichen Unternehmensrechtsform für die
damalige Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft. Nachdem dieses Projekt über Jahr-
zehnte mit unterschiedlicher Intensität ver-
folgt wurde und bisweilen ganz von der 
politischen Agenda verschwunden war, ge-
lang erst mit dem 1997 vorgelegten Bericht
der von der Kommission eingesetzten „Da-
vignon“-Gruppe die Auflösung des kri-
tischsten Diskussionspunktes.

Die nationalen Systeme von Arbeitneh-
merbeteiligung der damals 18 Mitglied-
staaten des Europäischen Wirtschaftsrau-
mes (EWR) waren auf einen gemeinsamen
Nenner zu bringen. Die „Davignon“-Grup-
pe schlug eine verpflichtende Arbeitneh-
merbeteiligung vor, die eine in „uneinge-
schränkter Freiheit ausgehandelte Lösung“
darstellen und auf die „jeweiligen kulturel-
len Unterschiede zugeschnitten“ sein soll-
te. Eine solche „flexible“ Lösung sollte Vor-
rang haben vor „Auffangregelungen“, die
nur im Falle eines Scheiterns von Verhand-
lungen zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer greifen sollten (Sachverständigen-
gruppe 1997). Ähnlich wie bereits im Falle
der Richtlinie „über die Einsetzung eines
Europäischen Betriebsrates […]“ (EBR)

In methodischer Hinsicht basiert dieser Ar-
tikel auf einer Analyse der existierenden 
Literatur, einschließlich des rapide wach-
senden „grauen Marktes“.2 Ferner wurden
teilstrukturierte Experteninterviews sowie
eine teilnehmende Beobachtung der Ver-
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Seit Herbst 2004 können Unternehmen die neue Rechtsform der Europäischen Aktiengesellschaft (SE) wählen, die gerade aus deutscher
Perspektive zunehmend relevant wird. Eine wesentliche Änderung im Vergleich zu den nationalen Rechtsformen besteht darin, dass
keine inhaltlich-materiellen Vorgaben zur Beteiligung der Arbeitnehmer gemacht werden. Allerdings muss dieser Punkt – das ist ver-
pflichtend – verhandelt werden, bevor eine SE ins Handelsregister eingetragen werden kann. Das Aushandlungsergebnis ist grundsätz-
lich offen. Der Beitrag untersucht aus empirischer Perspektive die ersten SEs und vor allem die Verhandlungen und die Ausgestaltung
der Arbeitnehmerbeteiligung. Gehen von der SE möglicherweise Risiken für die deutsche Unternehmensmitbestimmung aus? Wird sie
zur Vermeidung von Mitbestimmung eingesetzt?1

(94/95/EG) wurden lediglich prozedurale
Vorgaben, nicht jedoch detaillierte mate-
riell-inhaltliche Regelungen vorgeschlagen
(Keller 2002).

Dies war der Schlüssel, um die notwen-
dige Einstimmigkeit zu erreichen. Die „Ver-
ordnung des Rates über das Statut der Eu-
ropäischen Gesellschaft“ (EG/2157/2001)
(nachfolgend: SE-VO) sowie die „Richt-
linie des Rates zur Ergänzung des Statuts
der Europäischen Gesellschaft hinsichtlich
der Beteiligung der Arbeitnehmer“ (2001/
86/EG) (nachfolgend: SE-RL) traten zum
8. Oktober 2001 in Kraft und mussten bis
zum 8. Oktober 2004 in nationales Recht
umgesetzt werden. Nachdem sich dieser
Prozess in manchen Mitgliedstaaten verzö-
gerte (EWCs Bulletin 2006), können inzwi-
schen Unternehmen in allen EWR-Staaten
diese neue Rechtsform nutzen, die eine zu-
sätzliche Option zu den fortbestehenden
nationalen Rechtsformen darstellt.

1.2 PROBLEMSTELLUNG

Verschiedene Unternehmen haben mittler-
weile von der Möglichkeit einer SE-Errich-
tung Gebrauch gemacht. Im Gegensatz zur
umfangreichen Literatur, die sich mit his-
torischen (Sorge 2006), betriebswirtschaft-
lichen (Theisen/Wenz 2005) und juristi-
schen Fragestellungen (Nagel et al. 2005;
Blanke/Köstler 2006) beschäftigt, präsen-
tiert dieser Artikel eine Untersuchung aller
bis dato existierenden SEs. Der Fokus liegt
auf Fragen der Arbeitnehmerbeteiligung.
Eine solche Analyse ist umso wichtiger, als
die ersten Fälle ein „Referenzmodell“
(Röthig 2006) für alle weiteren darstellen.
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1 Die Autoren danken Roland Köstler für wertvolle
Hilfe sowie zwei anonymen Gutachtern für ihre
weiterführenden Anmerkungen zu der Rohfas-
sung dieses Artikels. Die empirische Forschungsar-
beit wurde von der Hans-Böckler-Stiftung geför-
dert im Rahmen des Promotionskollegs „Arbeit-
nehmerinteressen und Mitbestimmung in einem
Europäischen Sozialmodell“. Unter http://www.
sozialmodell.eu finden sich weitere Informationen
sowie die Langfassung eines Arbeitspapiers, auf
dem dieser Artikel beruht, mit zusätzlichen Tabel-
len und Abbildungen.

2 Eine wichtige Ressource stellt das „SEEurope-Net-
work“ des EGI und der HBS dar. Unter http://
www.worker-participation.eu finden sich viele In-
formationen und Unterlagen.
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handlungen in einem prominenten Fall
durchgeführt.

Der Artikel gliedert sich wie folgt: In
Abschnitt 2 geben wir zunächst einen
Überblick über die bisher gegründeten SEs
und ihre Charakteristika. Danach richten
wir den Fokus auf Fragen der Arbeitneh-
merbeteiligung. Wir gehen zunächst auf
Probleme ein, die die Verhandlungslösung
mit sich bringt, wobei Implikationen für
die Arbeitnehmerbeteiligung sich bereits
aus dem institutionellen Arrangement er-
geben (Abschnitt 3). Die Abschnitte 4 und
5 behandeln detailliert die beiden Ebenen
von Arbeitnehmerbeteiligung, d.h. die
Ebene des sogenannten „SE-Betriebsrats“
bzw. die der Arbeitnehmerbeteiligung in
den Leitungsorganen. Ein Ausblick reflek-
tiert Auswirkungen auf die Arbeitsbezie-
hungen (Abschnitt 6).

2
Bisherige SE-Gründungen

2.1 SUBTYPEN 

Ein grenzüberschreitendes Element ist zur
Errichtung einer SE grundsätzlich not-
wendig. Sie kann auf vier Wegen erfolgen
(Art. 2 SE-VO), wobei jede Gründungs-
form spezifische Implikationen für die
Ausgestaltung der Arbeitnehmerbeteili-
gung hat (vgl. Abschnitt 3 und Köstler
2006):

– durch eine Verschmelzung von Ak-
tiengesellschaften aus zwei Mitgliedstaaten,
– durch die Gründung einer Holding-SE
von Unternehmen (z. B. AG und GmbH)
aus zwei Mitgliedstaaten,
– durch Gründung einer Tochter-SE von
Gesellschaften oder juristischen Personen
öffentlichen oder privaten Rechts aus zwei
Mitgliedstaaten (oder durch Gründung ei-
ner Tochter-SE durch eine bereits beste-
hende SE),
– durch Umwandlung einer bestehenden
Aktiengesellschaft in eine SE, wenn diese
seit mindestens zwei Jahren eine Tochter-
gesellschaft in einem anderen Mitgliedstaat
hat.

Mit Stand Mitte 2007 sind fast 90 SEs in die
nationalen Handelsregister eingetragen
(SEEurope-Network 2007).3 Es handelt
sich jedoch nicht ausschließlich um Unter-
nehmen, die sowohl wirtschaftliche Akti-

vität als auch Arbeitnehmer aufweisen.
Vielmehr sind „Subtypen“ mit ungewöhn-
lichen Charakteristika zu identifizieren
(SEEurope-Network 2007; Gold/Schwim-
bersky 2007), wobei drei dominieren:

– „Leere“ SEs verfügen über wirtschaftli-
che Aktivitäten (z. B. halten sie Vermögen),
jedoch haben sie keine Beschäftigten.
– „Vorrats“-SEs (Blanke 2005) weisen we-
der das eine noch das andere Merkmal auf.
– Von sogenannten „UFO“-SEs (Schwim-
bersky 2006) ist nur ihre Existenz durch die
Eintragung im Handelsregister bekannt.
Mit großer Wahrscheinlichkeit handelt es
sich ebenfalls um „leere“ bzw. „Vorrats“-
SEs, eine Häufung von Begriffen wie „Ca-
pital“, „Finance“ oder „Invest“ könnte da-
rauf hindeuten, dass es möglicherweise
ökonomische Aktivitäten gibt, aber keine
Arbeitnehmer.

Für unsere Analyse aus einer Industrial-
Relations-Perspektive sind diese Subtypen
nicht von direktem Interesse. Es ist noch
keine eindeutige Aussage über deren Grün-
dungszweck möglich; es wäre z. B. ein Ver-
kauf an ein anderes Unternehmen denkbar,
um dessen Gründungsprozess zu vereinfa-
chen bzw. zu beschleunigen. Erst wenn in
einem solchen Fall Arbeitnehmer betrof-
fen wären, könnte eine gewisse Relevanz
für die hier eingenommene Perspektive
entstehen.

2.2 „NORMALE“ SEs

Im Gegensatz zu den dargestellten Sub-
typen beruht unsere folgende Analyse auf
„normalen“ SEs, also Unternehmen, die
wirtschaftliche Aktivitäten und Arbeit-
nehmer aufweisen. Mitte 2007 sind 19 sol-
cher SEs in die nationalen Handelsregister
eingetragen, ca. fünf weitere sind im Pro-
zess der Gründung. Nur rund 15 % der
registrierten SEs sind also normale Unter-
nehmen (Übersicht 1).

Die meisten dieser 24 SEs werden auf
dem Wege der Umwandlung gegründet (20
Fälle); vier werden mittels einer Verschmel-
zung errichtet. Die beiden Gründungsfor-
men einer Holding- bzw. Tochter-SE spielen
bei den „normalen“ Fällen bisher keine
Rolle.

Untersucht man diese Unternehmen
hinsichtlich der Verteilung nach Unterneh-
mensgröße oder -sektor, sind keine ein-
deutigen Tendenzen festzumachen. Ihre
Größe schwankt beträchtlich; kleinere und

mittlere sind ebenso vertreten wie „Welt-
konzerne“ mit 100.000 und mehr Arbeit-
nehmern. In zeitlicher Hinsicht sind eben-
falls noch keine klaren Trends festzustellen.
Die Anzahl gegründeter SEs hat sich im
Jahre 2006 (fünf gegründete „normale“
SEs) im Vergleich zu 2005 (vier Gründun-
gen) nicht deutlich verändert.

Auch die Tatsache, dass einige Wirt-
schaftssektoren im Hinblick auf die Vertei-
lung ihrer Produktionsstätten und ihrer
Arbeitnehmerschaft internationalisierter
sind als andere, spiegelt sich (noch) nicht in
einer höheren Anzahl von SEs wider. Die
bestehenden SEs finden sich sowohl im
Produktions- als auch im Dienstleistungs-
sektor. Die Entscheidung zur Gründung ei-
ner SE scheint mit unternehmensspezifi-
schen Motiven zusammenzuhängen, wie
der Vereinfachung von Strukturen und da-
mit verbundene Kosteneinsparungen –
und nicht mit sektorspezifischen Merkma-
len.

Bei der Verteilung nach dem Sitzland
stellt man fest, dass die meisten „normalen“
SEs nur in einer begrenzten Anzahl von
Ländern registriert werden. Zwölf Unter-
nehmen haben ihren Sitz in Deutschland,
drei in Österreich, außerdem sind vor allem
die skandinavischen Länder betroffen. Nur
zwei „normale“ SEs haben ihren Sitz in
neuen EU-Mitgliedstaaten (Übersicht 1).
Für die SE spielte die sogenannte „EU-
Osterweiterung“ im Gegensatz zur EBR-RL
– zumindest bisher – keine nennenswerte
Rolle. Ein Grund könnte sein, dass die SE
lediglich eine zusätzliche Option für Un-
ternehmensleitungen darstellt, während es
im Falle der EBR-RL eine Pflicht zur Ein-
richtung gibt, sofern eine der beiden Seiten
im Unternehmen aktiv wird. Unternehmen
mit Konzernsitz in nicht-europäischen
Ländern sind bisher nicht an Gründungen
„normaler“ SEs im hier verwandten Sinne
beteiligt.

3 Eine Übersicht ist unter http://www.worker-parti-
cipation.eu sowie in der Langfassung unter http://
www.sozialmodell.eu (Fußnote 1) erhältlich.
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3
Arbeitnehmerbeteiligung
in der SE

3.1 GRUNDPRINZIPIEN

Die Grundsatzentscheidung zur SE-Grün-
dung fällen die Leitungsorgane ohne Inter-
ventionsmöglichkeit der Arbeitnehmer-
vertreter. Die Unternehmensleitung stellt
einen „Gründungsplan“ auf, der unter an-

derem über die Form der SE entscheidet.
Auch die Organstruktur wird festgelegt,
wobei zwei „Grundtypen“ infrage kom-
men: Einerseits eine monistische Organ-
struktur, wie im Vereinigten Königreich
üblich, d.h. ein Verwaltungsorgan (board)
führt das Unternehmen; andererseits eine
dualistische Organstruktur, d.h. die Se-
parierung von Unternehmensleitung und 
-kontrolle in zwei Organe (Vorstand und
Aufsichtsrat). Daneben sind auch „kombi-
nierte Systeme“ denkbar, wie in Frankreich
(Keller 2002; zu einer Übersicht nach Län-

dern: Kluge/Stollt 2006). Mit der Rechts-
form der SE wird es Unternehmen erst-
mals möglich, in einem Staat, in dem bis-
her nur eine dualistische Form zugelassen
war, nunmehr auch eine SE mit monisti-
scher Struktur zu gründen – und umge-
kehrt.

Nach Aufstellung dieses Gründungs-
plans muss die Unternehmensleitung Ver-
handlungen zur Beteiligung der Arbeitneh-
mer einleiten, mit dem Ziel, eine Vereinba-
rung abzuschließen. Ohne Verhandlungen
ist eine Eintragung der SE in das nationale

Übersicht 1: Bestehende und in Planung befindliche „normale“ SEs
SE (Name) Beteiligte Länder mit AN-Zahl, sofern verfügbar Branche Datum d. 
AN-Zahl weltweit (Sitzland fett) Eintragung
Alfred Berg SE [322 AN] DK (59); FIN (66); N (53); S (144) Bank 30.09.05
Allianz SE [162.000 AN] B (1.955); DK; D (87.986); EST; FIN; F (20.779); GR (562); IRL (1.106); Versicherung/ 13.10.06

I (7.537); LV; LT; L; NL (2.170); N; PL (400); P (891); AT (3.130) S (112); Allfinanzgruppe
SK; E (2.783); CZ (937); H (3.000); GB (8.688); CY

BASF AG [95.247 AN] B (4.101); BG (17); DK (297); D (51.148); FIN (128); F (2.352); GR (79); Chemie Verhandlungen laufen
IRL (16); I (1.517); LT (16); M (1); NL (1.096); N (32); AT (119); PL (271); 
P (450); RO (32); S (198); SK (130); SLO (38); E (1.919); CZ (230); H (132); 
GB (1.271)

Conrad Electronic SE [2.314 AN] D (2.313); AT (1) Handel 18.08.06
Donata Holding SE [3.922 AN] D (564); E (936); F (786); GB (745); PL (232) u. 10 weitere Länder Kosmetik-/ 21.03.06 

Parfümindustrie (als Vorrats-SE)
Elcoteq SE [19.600 AN] EST (3.342); D (548); FIN (861); S (7); H (2.692) Elektroindustrie 01.10.05

Sitzverlegung nach L angekündigt
Fresenius SE [45.777 AN B (108); DK (16); D (29.288); EST (24); FIN (17); F (2.269); GR (37); Medizinische 13.07.07
im EWR] IRL (7); I (1.223); L (11); NL (709); N (403); AT (2.301); PL (2.040); Dienstleistungen 

P (1.037); S (889); SK (348); SLO (100); E (1.808); CZ (1.397); H (770); und Chemie
GB (975)

Galleria di base del Brennero SE I; AT Bauindustrie 17.12.04
[33 AN]
Graphisoft SE [253 AN] D; NL; E; H; GB IT 27.07.05

Sitz vormals in NL
Hager SE [ca. 2.000 AN] D; F Metallindustrie 15.06.07
Lyreco CE SE [49 AN] AT (9), SK (30), CZ (5), H (5) Handel/Vertrieb 08.10.05
MAN Diesel SE [6.700 AN] DK; D; F; GR; NL; S; E; CZ; GB Metallindustrie 01.09.06
Mensch und Maschine SE B; D; F; I; AT; PL; S; GB IT 07.12.06
[350 AN]
Nordea Bank [29.000 AN] B; DK; D; EST; FIN; F; LV; LT; L; N; PL; E; S; GB Bank Verhandlungen 

abgeschlossen / 
Eintragung stockt wg. 
Problemen mit der 
Einlagensicherung

Odfjell SE [3.500 AN] NL; N; GB Schifffahrt 23.07.07
PCC SE [3.756 AN] D (136); FIN (3); LV; PL (3.581); SK (3); CZ (33) Chemie 05.02.07
Plansee SE [2.200 AN] F (76); AT (1.333); S (2); GB (11) Metallindustrie 11.02.06
Prosafe SE [55 AN im EWR] N (10); GB (45) Ölindustrie 17.11.06
Porsche Holding B; D; u.a. Automobilindustrie Verhandlungen 
[ca. 11.500 AN] abgeschlossen; 

Klage des 
VW-Betriebsrates 
gegen Eintragung

Riga RE – SE [28 AN] D; I; LV; LT; GB Rückversicherung 11.08.06
Sevic Systems SE [ca. 100 AN] D u. a. IT 15.03.07
Strabag Bauholding SE B; D (10.177); I; NL (202); AT (11.227); PL (1.055); SK; SLO; CZ (2.801); Bau 12.10.04, 
[31.000 AN] H (4.352) Verhandlungen 

nachträglich (!) 
abgeschlossen 
(04.05.06)

SCOR SE/SCOR Global P&C F und 17 weitere Länder Rückversicherung 25.06.07
SE/SCOR Global Life SE 
[1.211 AN]
Surteco SE [2.109 AN] D; I; PL; GB Papier- und Verhandlungen 

Kunststoffindustrie abgeschlossen, 
Eintragung steht bevor

Quelle: SEEurope-Network 2007; Ergänzungen der Autoren.
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Gewerkschaften möglichst außen vor zu
halten, dürften hier weniger Erfolg verspre-
chend und weniger verbreitet sein.

Die Gewerkschaftsföderationen spielen
eine weitere Rolle: Wie bereits im Falle der
EBR erstellen sie für die Verhandlungen
Richtlinien und Handreichungen (z. B.
EMF 2003). Die SE ist eine weitere Heraus-
forderung, die die Fähigkeiten der Gewerk-
schaften zu supranationaler Koordinierung
fordert – und Ressourcen verlangt wie auch
bindet.

3.4 VERHANDLUNGSSZENARIEN

Die eigentlichen Verhandlungen zwischen
BVG und Unternehmensleitung dauern
sechs Monate und können bis zu einem
Jahr verlängert werden (Art. 5 SE-RL). Drei
Verhandlungsergebnisse sind grundsätz-
lich denkbar (Köstler 2006):

(1) Der „Regelfall“ ist der Abschluss einer
Vereinbarung zur Beteiligung der Arbeit-
nehmer nach Art. 4 SE-RL. Diese Ver-
einbarung erfolgt in „unbeschadet[er…]
Autonomie der Parteien“ im Hinblick 
auf Inhalte; jedoch gilt im Falle der Grün-
dung durch Umwandlung, dass alle Kom-
ponenten und das Ausmaß der Arbeitneh-
merbeteiligung Bestandsschutz haben
müssen.

Eine Vereinbarung regelt im Normalfall
beide genannten Ebenen. Bei der Unter-
richtung und Anhörung der Arbeitnehmer
werden Regelungen getroffen zum Vertre-
tungsorgan/SE-Betriebsrat (z. B. Zusam-
mensetzung, Befugnisse und Rechte zur In-
formation, Konsultation und ggf. Mitent-
scheidung, Sitzungshäufigkeit, Arbeitsaus-
stattung). Bei der Arbeitnehmerbeteiligung
in den Leitungsorganen wird z. B. um die
Zahl der Mitglieder im Aufsichtsrat (AR)
oder im board verhandelt.

(2) Statt einer Vereinbarung können die in
Art. 7 (1) SE-RL vorgesehenen Auffangre-
gelungen greifen. Dies wäre der Fall, wenn
beide Parteien bis zum Ende des Verhand-
lungszeitraums keine Vereinbarung erzie-
len bzw. die Anwendung der Auffangrege-
lungen beschließen. Diese bestehen aus
drei Teilen, nämlich Regelungen zum Ver-

Einige Mitglieder des BVG, insbeson-
dere der Vorsitzende sowie die Repräsen-
tanten der Länder, in denen die meisten Ar-
beitnehmer beschäftigt sind, spielen eine
wichtigere Rolle für Verlauf und Ausgang
der Verhandlungen als andere. Diese Mit-
glieder verabreden sich informell zwischen
den Sitzungen; häufig gehören sie auch
kleineren „Verhandlungsteams“ an, die ge-
bildet werden, wenn das BVG sehr viele
Mitglieder aufweist (z. T. über 30), sodass
ein effizientes Verhandeln des „großen“
BVG mit dem Management nicht möglich
wäre. Das BVG überträgt das Verhand-
lungsmandat entweder komplett oder teil-
weise auf das kleinere Team; regelmäßige
Berichts- sowie eine Zustimmungspflicht
sind vorgesehen. Die Mitglieder des BVG
sind in aller Regel in der zuständigen Ge-
werkschaft organisiert. Es gab nur sehr we-
nige Ausnahmen, in denen einzelne Beleg-
schaften Unorganisierte ins BVG entsandt
haben, z. B. leitende Angestellte.

3.3 EXTERNE RESSOURCEN

Beide Seiten können externe Experten zu
den Verhandlungen hinzuziehen (Art. 3 (5)
SE-RL). Die Arbeitgeberseite beteiligt häu-
fig Rechtsanwaltskanzleien als Berater. Die-
se Strategie verursacht typische Prinzipal-
Agenten-Probleme: Ziel der Anwaltskanz-
leien kann sein, eine Vereinbarung zu er-
zielen, die sich als „Werbung“ für neue Fälle
einsetzen lässt. Dabei besteht die Gefahr,
dass diese Berater durchaus auch Konzes-
sionen zuungunsten aller spezifischen Be-
lange des betroffenen Unternehmens und
seiner Arbeitnehmer eingehen.

Die Kosten für Sachverständige des
BVG sind vom Unternehmen zu tragen,
wobei nach den meisten Umsetzungsgeset-
zen nur ein Sachverständiger vorgesehen
ist (EWCs Bulletin 2006). Die nationalen
Regelungen können vorsehen, dass Ge-
werkschaftsvertreter dem BVG – nicht nur
als Sachverständige – auch dann direkt an-
gehören, wenn sie nicht Arbeitnehmer ei-
nes der beteiligten Unternehmen sind. In
der Regel spielt die zuständige nationale
Gewerkschaft eine besondere Rolle bei der
Unterstützung der Arbeit des BVG, auch
wenn meistens eine Rückkopplung zu den
europäischen Gewerkschaftsförderationen
gegeben ist. Gerade europäische Gewerk-
schaftsvertreter können zu einer Balance
zwischen unternehmensegoistischen und
eher generellen Arbeitnehmerinteressen
beitragen. Strategien des Managements,

Handelsregister grundsätzlich nicht mög-
lich (Art. 12 SE-VO). Insofern wird einer
einseitigen Entscheidung des Manage-
ments zur Arbeitnehmerbeteiligung vorge-
beugt. Gerade Arbeitnehmervertretern aus
EWR-Mitgliedstaaten mit ausschließlich
freiwilliger Mitbestimmungstradition (van
het Kaar 2005) bietet die SE zum ersten Mal
die Gelegenheit, unternehmerische Ent-
scheidungsprozesse auf Konzernebene mit-
zugestalten (van het Kaar 2006).

Für Umfang und Inhalte der Arbeit-
nehmerbeteiligung macht die Richtlinie,
wie erwähnt, keine detaillierten inhaltlich-
materiellen Vorgaben.

Alle Fragen zur Arbeitnehmerbeteili-
gung sind also frei verhandelbar mit grund-
sätzlich offenem Ausgang. Die Vereinba-
rung soll mindestens Verabredungen ent-
halten zur Unterrichtung und Anhörung
der Arbeitnehmer in einem Vertretungsor-
gan oder „SE-Betriebsrat“. Art. 4 der SE-RL
sieht vor, dass eine Beteiligungsvereinba-
rung auch Fragen der Unternehmensmit-
bestimmung regeln kann, z. B. die „Zahl
der Mitglieder des Verwaltungs- oder Auf-
sichtsorgans der SE, welche die Arbeitneh-
mer wählen […] und die Rechte dieser
Mitglieder“. Es wird also üblicherweise um
zwei Ebenen von Arbeitnehmerbeteiligung
verhandelt.

3.2 DAS BESONDERE 
VERHANDLUNGSGREMIUM 

In der Verhandlungsphase repräsentiert 
ein „besonderes Verhandlungsgremium“
(BVG) die Arbeitnehmer; auf Arbeitgeber-
seite führt der Vorstand die Verhandlun-
gen. Die Mitglieder des BVG werden gemäß
Art. 3 der SE-RL gewählt, vereinfacht aus-
gedrückt: proportional zu ihrer Anzahl in
den betroffenen Mitgliedstaaten, je nach
Land unterschiedlich entweder von den
nationalen Betriebsräten, den jeweiligen
Gewerkschaften oder direkt von der Beleg-
schaft (Fulton 2006). In Unternehmen, in
denen bereits ein EBR bestand, spiegelt die
Zusammensetzung des BVG in der Regel
die des EBR wider.4 Diese Konstruktion
trägt dazu bei, dass die Kooperation zwi-
schen den einzelnen Mitgliedern des BVG
sowie der Austausch von Informationen
leichter vonstatten geht, da auf eine be-
reits existierende Form institutionalisierter
Zusammenarbeit zurückgegriffen werden
kann. Die Tatsache, dass erfahrene Arbeit-
nehmervertreter beteiligt sind, wirkt posi-
tiv auf die inhaltliche Kompetenz.

4 Das BVG wird immer neu errichtet. Häufig ge-
wählt werden jedoch Arbeitnehmer, die Mitglied
eines bereits existierenden EBRs sind; ein EBR
selbst kann nie als BVG fungieren.
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tretungsorgan, zu Unterrichtung und An-
hörung sowie in bestimmten Fällen zu Mit-
bestimmung in den Leitungsorganen.

(3) Schließlich ist eine „Nulllösung“ denk-
bar, wenn das BVG keine Verhandlungen
mit der Unternehmensleitung aufnimmt
oder diese abbricht. Für die Beteiligung der
Arbeitnehmer gelten dann weiterhin die
nationalen Regelungen, zusätzlich findet
ggf. die EBR-RL Anwendung.5

Aus verhandlungstheoretischer Perspektive
stellt das unter Punkt 2 genannte Szenario
die Option dar, die mit Blick auf die Erfah-
rungen der EBR in der „Art. 6-Phase“ als
„Mindeststandard“ bezeichnet wird. Die
Verhandlungen dürften sich um diese Min-
deststandards bewegen. In empirischer
Perspektive wurde bisher in jedem Fall ei-
ne Vereinbarung abgeschlossen, sieht man
von den beiden Fällen mit Sitz in neuen
EU-Mitgliedstaaten ab.6 Größtenteils spie-
geln die Vereinbarungen, wie die Abschnit-
te 4 und 5 detailliert belegen, die Inhalte
wider, welche die Auffangregelung vorgese-
hen hätte, auch wenn gelegentlich „trade-
offs“ erzielt wurden.

3.5 VERHANDLUNGSPROZESSE 
INNERHALB DES BVG

Empirische Untersuchungen zu den Ver-
handlungen bei der EBR-Einrichtung (Le-
cher et al. 2002) zeigen, dass Verhandlungs-
prozesse nicht nur zwischen Unterneh-
mensleitung und BVG stattfinden, son-
dern auch innerhalb des BVG, sodass wir 
es neben einem inter- auch mit einem in-
traorganisationellen Verhandlungsprozess
(Walton/McKersie 1991) zu tun haben.
Arbeitnehmervertreter aus verschiedenen
Mitgliedstaaten bringen in das BVG ihre
nationalen Erfahrungen ein, die auf ver-
schiedenen rechtlichen und institutionellen
Arrangements aufbauen. Gewerkschafts-
vertreter als externe Experten versuchten
unterschiedliche Vorstellungen im BVG zu
balancieren. Einzelne BVG-Vertreter kann-
ten andere nationale Traditionen oft nicht,
hier konnten bereits Informationen zu ei-
nem Interessensausgleich beitragen.

Konflikte innerhalb des BVG traten
häufig auch auf in Fragen wie Arbeitsspra-
che und Simultanübersetzungen, aber auch
bei der Sitzverteilung in den Gremien der
SE, insbesondere im Aufsichtsrat. Wiede-
rum fungierten Gewerkschaftsvertreter als
Mediatoren, oft gelangen Lösungen durch

Verweise auf die rechtliche Situation. Sol-
che internen Schwierigkeiten und Konflik-
te müssen gelöst und gemeinsame Positio-
nen gefunden werden, bevor die eigentli-
chen Verhandlungen beginnen. Ansonsten
würden solche Konflikte die eigene Ver-
handlungsposition schwächen. Trotzdem
zeigen die bisherigen Fälle, dass entspre-
chende Übereinkünfte schwierig waren,
zum Teil gelangen sie erst während der Ver-
handlungen.

4
SE-Betriebsrat

Die Vertretungsorgane zur Unterrichtung
und Anhörung der Arbeitnehmer, die soge-
nannten „SE-Betriebsräte“ (SE-BR), reflek-
tieren oft vorher existierende EBRs im Hin-
blick auf Mitglieder und Strukturen. Hin-
sichtlich der Arbeitsteilung zwischen SE-BR
und den nationalen Gremien wurde viel-
fach ein Passus zu Kompetenzabgrenzun-
gen aufgenommen: Der SE-BR ist für die
Angelegenheiten zuständig, die die SE selbst
bzw. Arbeitnehmer in mehreren Mitglied-
staaten betreffen, während die nationalen
Gremien weiterhin zuständig sind für alle
Fragen, die lediglich nationale Arbeitneh-
mer bzw. einen nationalen Unternehmens-
teil anbelangen. Oft regeln die Vereinba-
rungen, dass die nationalen Gremien be-
stimmte Aufgaben auf den SE-BR übertra-
gen können, solange nationale rechtliche
Anforderungen nicht berührt werden.7

Die Rechte des SE-BR sind in allen vor-
liegenden Vereinbarungen beschränkt auf
Unterrichtung und Anhörung. Verhand-
lungs- im Sinne echter Mitentscheidungs-
rechte sind nicht vorgesehen. Auch wenn
die Rechte der SE-BR damit die der vorher
existierenden EBRs nicht wesentlich über-
schreiten, gibt es in manchen Fällen aus Ar-
beitnehmersicht Verbesserungen. Diese be-
treffen vor allem technisch-institutionelle
Fragen wie eine verbesserte Institutionali-
sierung der Treffen mit dem Management,
bestimmte Initiativrechte oder die Ein-
führung eines „Controlling“-Systems zur
Evaluation des Zusammenwirkens beider
Seiten.

4.1 GRÖßE UND ZUSAMMEN-
SETZUNG

Die Größe des SE-BR berechnet sich in der
Regel nach der Anzahl der Arbeitnehmer in

der SE bzw. nach ihrer nationalen Vertei-
lung. Oft spiegelt seine Zusammensetzung
die des BVG wider, sowohl hinsichtlich der
Verteilung der Sitze nach Ländern als auch
hinsichtlich der konkreten Personen. In
den meisten Fällen war die Frage nach der
Sitzverteilung im SE-BR kein wesentlicher
Verhandlungsgegenstand innerhalb des
BVG.

Betrachtet man wieder die Parallelen 
zu den EBR, stellt sich die Frage, ob die SE-
BR eher nach dem deutschen Modell nur
Arbeitnehmervertreter als Mitglieder ha-
ben, oder ob es sich eher, dem französi-
schen Modell folgend, um sogenannte
„joint bodies“ handelt. Die SE-BRs beste-
hen in allen Beteiligungsvereinbarungen
nur aus Arbeitnehmervertretern, lediglich
in einer SE mit Sitz in Frankreich wird ein
„joint body“ eingerichtet. Die SE-BR folgen
also nationalen Pfadabhängigkeiten.

Kerckhofs (2006) stellt fest, dass bei der
Mehrzahl der EBRs kleinere Steuerungs-
gremien, die meist aus dem Vorsitzenden
und seinen Stellvertretern bestehen, für die
tägliche Arbeit existieren. Eine Auswertung
für SE-BRs zeigt ein ähnliches Bild, vor al-
lem für die größeren SEs. Für die Praxis ist
anzunehmen, dass bestimmte Mitglieder
eine solche Funktion auch auf informeller
Basis übernehmen werden, ohne dass die
Vereinbarung dies explizit regelt.

4.2 RESSOURCEN

Die Ausstattung mit Ressourcen bestimmt
die Optionen und Restriktionen eines SE-
BR. Die Frage nach Freistellungen spielt ei-
ne ebenso entscheidende Rolle wie die nach
Schutz vor Diskriminierung durch den 

5 Interessanterweise war die heute mögliche „Null-
lösung“ in den Vorschlägen der „Davignon“-
Kommission nicht vorgesehen: Diese schlug eine
Sockellösung von zwei Arbeitnehmersitzen in den
Leitungsorganen vor.

6 Hierbei handelt es sich um kleine Unternehmen,
über die Informationen nur sehr spärlich verfügbar
sind: Im Falle der Lyreco CE SE wurde zwar ein
BVG einberufen; es beschloss jedoch die Anwen-
dung der Nulllösung. Im Falle der Riga RE SE wur-
de, soweit dazu Informationen verfügbar sind,
kein BVG einberufen. Es ist insofern fraglich, ob
diese SE überhaupt ins lettische Handelsregister
hätte eingetragen werden dürfen.

7 Art. 4 SE-RL erlaubt statt der Einrichtung eines
Vertretungsorgans, also eines SE-BR, auch die Ein-
richtung eines anderen Verfahrens zur Unterrich-
tung und Anhörung der Arbeitnehmer; ähnlich
wie im Falle der EBR spielt diese Möglichkeit auch
im Falle der SE keine Rolle.
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Arbeitgeber, z. B. Kündigungsschutz. Die 
Vereinbarungen verweisen häufig auf die
nationalen Bestimmungen, die für den je-
weiligen Arbeitnehmer gelten. Gerade
Kündigungsschutzregelungen können in-
sofern für verschiedene Mitglieder des SE-
BR unterschiedlich ausfallen.

Die Mehrzahl der Vereinbarungen sieht
jährlich zwei ordentliche Zusammenkünf-
te mit der Unternehmensleitung vor; bis-
weilen konnten sich die Parteien nur auf
ein Treffen einigen. Außerordentliche Zu-
sammenkünfte sind dann möglich, wenn
„essentielle“ oder „unvorhersehbare“ Er-
eignisse eintreten, die die Arbeitnehmer
betreffen.Vorbereitende Treffen des SE-BR
sind ebenfalls vereinbart. Alle Kosten für
diese Treffen, insbesondere für Überset-
zungen, trägt das Unternehmen.

In Bezug auf Fort- und Weiterbildung
für die Mitglieder des SE-BR konnten die
Arbeitnehmervertreter in den meisten Ver-
einbarungen eine relativ große Autonomie
erreichen. Bestimmte inhaltliche Themen-
gebiete sind in den Vereinbarungen nicht
vorgegeben, die Maßnahmen müssen le-
diglich der „Arbeit des SE Betriebsrats er-
forderliche Kenntnisse vermitteln“ (Köst-
ler 2007, S. 66). In den meisten Fällen ver-
suchten die Unternehmensleitungen, Eng-
lisch als Arbeitssprache zu installieren,
jedoch akzeptierten sie auch, weiterhin
Kosten für Dolmetscher zu tragen. Auch
die Kosten für externe Sachverständige, die
der SE-BR hinzuziehen kann, übernehmen
nach den meisten Vereinbarungen die Un-
ternehmen.

Einige Gemeinsamkeiten, aber auch
Unterschiede, betreffen die Modalitäten
bezüglich Laufzeit und Kündigungsmög-
lichkeiten der ersten Beteiligungsvereinba-
rung. In den meisten Fällen wurde eine re-
lativ lange Laufzeit vereinbart, von vier bis
zu zehn Jahren.8 In manchen Fällen kön-
nen Teile der Vereinbarung (zum SE-BR
bzw. zur Mitbestimmung in den Leitungs-
organen) auch getrennt gekündigt werden.
Andere Vereinbarungen sehen eine Kündi-
gungsmöglichkeit dagegen nur in Gänze
vor. Die Kündigungsfristen divergieren
zwischen sechs Monaten und einem Jahr.

4.3 DIE BEDEUTUNG DER 
AUFFANGREGELUNGEN

Nach Art. 7 SE-RL bestehen bestimmte
Auffangregelungen zur Unterrichtung und
Anhörung der Arbeitnehmer für den Fall,
dass die Verhandlungen scheitern.Wie dar-

gelegt, ist anzunehmen, dass die Verhand-
lungsprozesse häufig um diese „Mindest-
standards“ kreisen, die Inhalt und Umfang
der Beteiligungsvereinbarung vordefinie-
ren. Diese Auffangregelungen stellen einen
„Schatten des Gesetzes“ (Bercusson 1992)
dar. In der Logik von rational choice kann
die eine Seite keine niedrigeren Standards
anbieten, zumindest dann nicht, wenn das
komplette Scheitern der Verhandlungen
ausgeschlossen werden soll. Damit verbun-
den wäre eine erhebliche Verschlechterung
der Beziehungen beider Seiten, die weiter-
hin kooperieren müssen.Andererseits weiß
der Verhandlungspartner um die Schwie-
rigkeit, eine weitergehende Vereinbarung
zu erreichen als von den „Mindeststan-
dards“ vorgesehen. Vor diesem Hinter-
grund überrascht nicht, dass sich die Ver-
einbarungen in der Tat um die in den Auf-
fangregelungen vorgegebenen „Mindest-
standards“ bewegen.

5
Mitbestimmung in den
Leitungsorganen

In den Mitgliedstaaten existieren verschie-
dene Formen der Corporate Governance. Es
gibt monistische Organstruktursysteme,
dualistische sowie Mischformen; 19 von 27
EU-Mitgliedstaaten sehen Formen von Ar-
beitnehmerbeteiligung in den Leitungs-
organen vor (Kluge/Stollt 2007). In quan-
titativer wie vor allem in qualitativer Hin-
sicht gibt es erhebliche Unterschiede. Eine
Evaluation der Effizienz der verschiedenen
Systeme ist schwer möglich. Nach Fällen
wie Enron oder Worldcom in den USA steht
fest, dass eine monistische Organstruktur
einer dualistischen nicht automatisch über-
legen ist, wie in den 1990er Jahren wieder-
holt behauptet wurde (Nagel 2006).

5.1 CORPORATE GOVERNANCE 
IN DEN ERSTEN SEs

Wie erwähnt, können Unternehmen, die
eine SE gründen, mit dieser neuen Rechts-
form zum ersten Mal frei entscheiden,
welche Organstruktur sie implementieren.
Auch spätere Wechsel sind grundsätzlich
möglich. Eine Analyse der „normalen“ 
SEs zeigt, dass beide Systeme vorkommen:
13 Fälle weisen eine monistische, neun 
eine dualistische Organstruktur auf. In der
Mehrzahl der Fälle spiegelt die Organ-

struktur diejenige wider, die das Unterneh-
men vor der Errichtung der SE aufwies und
die das Sitzland kennzeichnet. Dieser Sach-
verhalt ist nicht überraschend, solche orga-
nisationelle Kontinuität oder Pfadabhän-
gigkeit wurde mehrfach nachgewiesen
(Villiers 2006).

Immerhin gibt es sechs Ausnahmen.
Der Wechsel fand jeweils vom dualistischen
ins monistische System statt, einen Wechsel
in umgekehrter Richtung gab es noch
nicht. Der gemeinsame Nenner besteht
darin, dass es sich um eigentümerzentrier-
te Unternehmen handelt, bei denen der Ei-
gentümer stark in das Tagesgeschäft invol-
viert ist.9 Eine wie auch immer geartete Ko-
operation mit einem Aufsichtsrat (AR)
wird als unnötig angesehen, eine Teilung
der Leitungsorgane würde nur Strukturen
verteuern und Prozesse verlangsamen, so
die Stellungnahmen von Beteiligten.

5.2 GRÖSSE UND ZUSAMMEN-
SETZUNG

Die Grundsatzentscheidung über die Grö-
ße der Leitungsorgane treffen die Eigentü-
mer der SE in Zusammenarbeit mit dem
Vorstand, z. B. auf der Hauptversamm-
lung. Diese Entscheidung fällt bereits mit
dem Gründungsplan, also bevor Verhand-
lungen mit dem BVG stattfinden. Jedoch
muss die von der Hauptversammlung be-
schlossene Satzung angepasst werden, falls
die Verhandlungen zur Arbeitnehmerbe-
teiligung eine andere Größe des AR erge-
ben.

Mit der SE-Gründung ging im Falle
dualistisch strukturierter Unternehmen
mehrfach eine Verkleinerung des AR ein-
her, d.h. die gleiche Zahl an Mitgliedern 
sowohl auf Arbeitgeber- wie auf Arbeit-
nehmerseite wurde „eingespart“. Die Un-
ternehmensleitungen setzen immer die
Agenda für die Zusammensetzung der Lei-
tungsgremien. Auch wenn das BVG bzw.
einzelne Mitglieder versuchen, dieses The-

8 Bei einer aus Arbeitnehmersicht besonders unvor-
teilhaften Vereinbarung werden sogar keinerlei
Aussagen zu einer Kündigungsmöglichkeit ge-
macht.

9 Lyreco CE SE mit Sitz in SK gehört zur französi-
schen Lyreco-Gruppe. Hier könnte sich die monis-
tische Struktur zum einen durch die geringe Größe
erklären, zum anderen durch die monistische Or-
ganstruktur im Sitzland des Mutterkonzerns. Man
kann hier von einer Pfadabhängigkeit über die na-
tionalen Grenzen hinweg sprechen.
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ma in den Verhandlungen zur Sprache zu
bringen, wird aus Arbeitnehmersicht prak-
tisch nichts erreicht. Einerseits wurde zwar
in keinem Fall die „paritätische“ Besetzung
der Gremien eingeschränkt, sofern es diese
im Vorfeld gab; dies wäre auch durch die
gesetzlichen Auffangregelungen kaum
möglich gewesen. Die Machtressourcen der
BVGs reichten nicht aus, um eine Reduzie-
rung der Größe der Gremien oder gar ei-
nen Wechsel vom dualistischen ins monis-
tische System zu verhindern.

In allen SEs haben sämtliche Mitglieder
der Leitungsorgane zumindest formal die
gleichen Rechte. Dennoch gibt es Aussa-
gen, dass es für Arbeitnehmervertreter bis-
weilen eine Herausforderung darstelle
(Schwimbersky/Rehfeldt 2006, S. 15), voll-
ständig in die Arbeit des board eingebun-
den zu werden und alle Informationen zu
erhalten, welche anderen Mitgliedern zur
Verfügung stehen.

5.3 VERHÄLTNIS SE-BR UND 
UNTERNEHMENSMITBESTIMMUNG

Aus juristischer Perspektive sind die bei-
den Ebenen der Beteiligung unabhängig
voneinander. Einige Beobachter erwarte-
ten, dass sich die Verhandlungen vor allem
um die Unternehmensmitbestimmung
drehen würden. Die empirische Analyse
zeigt, dass das nicht der Fall ist. Beide Ebe-
nen sind faktisch nicht unabhängig. Trade-
offs in verschiedener Hinsicht sind zu kons-
tatieren: Zum einen betreffen sie interne
Interessen auf Arbeitnehmerseite, wie die
Verteilung von Sitzen. Bei einer getrennten
Betrachtung der BVG-Mitglieder als be-
triebliche bzw. als externe Gewerkschafts-
vertreter fällt auf, dass Erstere mit der 
Arbeitgeberseite eher Fragen des SE-BR,
Letztere eher Fragen der Unternehmens-
mitbestimmung thematisierten. Zwischen
beiden Gruppen gibt es dennoch vielfälti-
ge Interaktionen. Gewerkschaftsvertreter
fungieren als Informationsquellen für die
betrieblichen BVG-Mitglieder; sie unter-
stützen diese bei inhaltlichen Fragen und
organisieren eine Koordination der Akteu-
re innerhalb des BVG.

Zum anderen sind trade-offs auch bei
den Ergebnissen der Verhandlungen zwi-
schen BVG und Unternehmensleitung fest-
zustellen. Mussten die Mitglieder des BVG
Konzessionen eingehen, wie im Hinblick
auf die Größe der Leitungsorgane, griffen
sie dieses Argument auf, um mehr Rechte
und eine bessere Ressourcenausstattung

für den SE-BR zu erreichen (z. B. in Fragen
der Zugänglichkeit des Managements für
den SE-BR). Hier kann man Anzeichen ei-
nes „do ut des“ Verhandlungsprozesses
feststellen, der dem Prinzip von Geben und
Nehmen folgt. Im Vergleich mit EBRs sind
die Möglichkeiten für solche trade-offs um-
fassender aufgrund der beiden Ebenen, um
die es in den Verhandlungen bei der Grün-
dung einer SE geht.

Nationale Traditionen können im Ver-
hältnis der Verhandlungen zu beiden Ebe-
nen wiederum eine Rolle spielen. Die Ar-
beitnehmervertreter eines Landes, in dem
Arbeitnehmerbeteiligung in den Leitungs-
organen unbekannt ist, werden an diesem
Themenkomplex weniger Interesse zeigen
und stattdessen für den SE-BR eintreten. In
den meisten Fällen dualistisch strukturier-
ter SEs sind Mitglieder des SE-BR auch Ar-
beitnehmervertreter in den Leitungsorga-
nen. Dieses Arrangement kann zu engen
und lebendigen Arbeitsbeziehungen im
Unternehmen beitragen.

5.4 EINIGE ÜBERLEGUNGEN ZU DEN
DEUTSCHEN SE-FÄLLEN

Im Zuge der Reformdiskussion um die
deutsche Unternehmensmitbestimmung
wurde die Frage nach der Rolle der SE ge-
stellt. Bisweilen wurde argumentiert, dass
deutsche Unternehmen wegen der Mitbe-
stimmung bei der Gründung von SEs be-
nachteiligt bzw. ausgeschlossen seien. Die
Verteilung der SE-Fälle widerlegt dieses Ar-
gument. Fast die Hälfte aller normalen SEs
hat ihren Unternehmenssitz in Deutsch-
land.

Möglicherweise könnte die SE aber aus
anderer Richtung eine Herausforderung
für das deutsche System darstellen. Sicher-
lich ist es zu früh für Schlussfolgerungen
auf empirisch gesicherter Basis. Dennoch
kann man spekulieren, warum von der
Rechtsform der SE in Deutschland im Ver-
gleich zu den anderen EU-Staaten mehr
Gebrauch gemacht wird. Wird die SE mög-
licherweise genutzt, Arbeitnehmerbeteili-
gung einzufrieren oder gar einzuschrän-
ken?

Die SE scheint besonders für solche
Unternehmen eine hohe Attraktivität zu
haben, die für Fragen der Arbeitnehmerbe-
teiligung relevante Schwellenwerte errei-
chen. Einige Unternehmen, die an der
Schwelle von 2.000 Beschäftigten stehen
und damit in den Geltungsbereich des
1976er-Mitbestimmungsgesetzes gelangen,

versuchen rechtzeitig, mittels einer Verein-
barung zur Arbeitnehmerbeteiligung in ei-
ner zukünftigen SE die bisherige Situation
einzufrieren. Dies gilt gerade für solche
Unternehmen, deren wirtschaftliche Ent-
scheidungen ein stark ins Tagesgeschäft in-
volvierter Inhaber trifft. Entweder wechsel-
ten sie, wie erwähnt, direkt ins monistische
System oder schrieben eine geringere Ar-
beitnehmerbeteiligung im AR dauerhaft
fest, als dies nach dem Gesetz für eine deut-
sche AG möglich wäre.10

In den größeren deutschen Fällen wird
versucht, bei der SE-Gründung den AR 
zu verkleinern bzw. trotz steigender Ar-
beitnehmerzahl einen im Vergleich zum
Recht für eine AG nicht vergrößerten AR
beizubehalten. Ziel dieser Pläne scheint
auch zu sein, die Zahl der externen Mit-
glieder auf Arbeitnehmer- wie auf Anteils-
eignerseite möglichst gering zu halten. Die
Verkleinerung des AR betrifft zwar beide
Seiten gleichermaßen, jedoch verlieren auf
Arbeitnehmerseite vor allem hauptamtli-
che Gewerkschaftsvertreter im Vergleich zu
Arbeitnehmervertretern aus dem jeweili-
gen Unternehmen an Gewicht.

Das Vorher-Nachher-Prinzip (Art. 4
SE-RL) bedeutet, dass mindestens das 
Ausmaß an Arbeitnehmerbeteiligung bei-
behalten werden muss, welches im Vorgän-
gerunternehmen vorhanden war. Zumin-
dest hinsichtlich der proportionalen Be-
teiligung scheint hier ein Mechanismus
eingebaut zu sein, der Befürchtungen ent-
gegensteht, dass die SE dazu benutzt wird,
Arbeitnehmerbeteiligung einzufrieren oder
gar einzuschränken.

Dass es dennoch Ansätze in diese Rich-
tung gibt, zeigt, wie sehr es vor dem Hin-
tergrund eines neuen institutionellen Ar-
rangements, das Verhandlungen erfordert,
auf eine Machtbalance zwischen Arbeitge-
ber- und Arbeitnehmerseite ankommt.
Gegenmachtspositionen werden haupt-
sächlich seitens der Gewerkschaften aufge-
baut und eingenommen, während die be-
trieblichen Arbeitnehmer allein nicht über
die notwendigen Ressourcen verfügen;
ihre Abhängigkeit von der Unternehmens-
leitung scheint zu groß zu sein. Die Akti-

10 So haben Conrad Electronic SE und Mensch und
Maschine SE keinen Arbeitnehmervertreter in
ihrem monistisch-strukturiertem board. Im Falle
von Surteco wurde, trotz einer Arbeitnehmerzahl
von über 2.000, eine Beibehaltung der bisherigen
Drittelbeteiligung im AR vereinbart.
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vitäten insbesondere der Europäischen Ge-
werkschaftsföderationen werden weiterhin
erforderlich sein, auch wenn das gerade in
den kleineren Unternehmen schwer ist, in
denen der gewerkschaftliche Organisa-
tionsgrad sehr niedrig ist. Umgekehrt ist es
auch denkbar, dass die (deutsche) Mitbe-
stimmung mittels des neuen institutionel-
len Arrangements in Länder ausstrahlen
kann, in denen Arbeitnehmerbeteiligung
schwächer ausgeprägt ist (Sorge 2006).

6
Ausblick

Dieser Beitrag kann sicherlich noch keine
endgültigen Schlüsse ziehen in Bezug auf
die Relevanz der SE und ihrer Auswirkun-
gen auf die Systeme von Industrial Rela-
tions in den Mitgliedstaaten und in der EU.
Zum einen ist die empirische Basis noch zu
schmal; zum anderen können noch keine
Aussagen gemacht werden zur Praxis der
Arbeitnehmerbeteiligung in den Unter-
nehmen.

Das institutionelle Arrangement der
Arbeitnehmerbeteiligung in der SE gibt –
wie schon bei den EBRs – lediglich Verfah-
rens- und keine inhaltlich-materiellen Re-
gelungen vor. Die nationalen Umsetzungen
der SE-RL zeigen, dass wir nicht von einem
einheitlichen System der Arbeitnehmerbe-

teiligung sprechen können, vielmehr un-
terscheiden sich die 30 Umsetzungsgesetze
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat (Nagel
2006). Auch die Beteiligungsvereinbarun-
gen in den ersten SEs variieren. Wahr-
scheinlich werden sich die Formen der Ar-
beitnehmerbeteiligung in Europa mit der
SE weiter heterogenisieren. Dies gilt zu-
nehmend nicht mehr nur für die Verhält-
nisse zwischen, sondern auch innerhalb der
einzelnen Mitgliedstaaten, und mehr noch
zwischen einzelnen Unternehmen/SEs.
Dass mit der SE eine Harmonisierung der
Arbeitnehmerbeteiligung „nach oben“ ge-
lingen kann, erscheint ziemlich unwahr-
scheinlich. Vielmehr ist das institutionelle
Arrangement gerade (nur) darauf angelegt,
die Beteiligungsrechte, die in den Mitglied-
staaten bestehen, auch für die erste „eu-
ropäische“ Rechtsform zu sichern.

Die Wirkungen gehen in zwei Richtun-
gen: Zum einen zeigen einige, gerade deut-
sche Fälle, dass bestimmte Arbeitgeber mit
der SE auszutesten versuchen, ob und in-
wieweit sich Arbeitnehmerbeteiligung ein-
frieren oder einschränken oder zumindest
an „unternehmensspezifische Gegebenhei-
ten“ anpassen lässt; der weitestmögliche
Ausschluss der Gewerkschaften scheint ein
Ziel zu sein. Andererseits findet in gewisser
Hinsicht eine „Ausstrahlung“ von Arbeit-
nehmerbeteiligung, wenn auch nur unter-
nehmensspezifisch, dadurch statt, dass die
Leitungsgremien der SEs auch auf Arbeit-

nehmerseite internationalisiert werden.
Wenn große und mitbestimmte Unterneh-
men durch die SE-Gründung einen Vorteil
für sich erkennen, scheuen sie sich offenbar
nicht, mit Arbeitnehmervertretern Verein-
barungen abzuschließen, die zumindest
formal eine Ausweitung von Beteiligungs-
optionen für Arbeitnehmer aus vielen EU-
Ländern mit gesetzlich eher schwach aus-
geprägten Möglichkeiten bedeuten.

Diese Tendenzen führen zu unterneh-
mensspezifischen Industrial Relations, die
neben den tradierten nationalen Systemen
(ent-)stehen. Derartige „Parallelsysteme“
könnten auch Druck ausüben auf die Ge-
setzgebung zu Corporate Governance und
Arbeitnehmerbeteiligung in den Mitglied-
staaten. Solche Tendenzen können gerade
von Unternehmen ausgehen, in denen der
gewerkschaftliche Organisationsgrad nied-
rig ist und in denen sich insofern Verhand-
lungslösungen durchsetzen können, die
weit von den „regulären“ nationalen Rege-
lungen abweichen. Es bleibt weiter zu be-
obachten, welche Unternehmen aus wel-
chen Gründen und mit welchen Zielen die
Rechtsform der SE wählen. Zumindest für
einige Fälle muss sie gewisse Vorteile bie-
ten. Aus deutscher Sicht könnten diese
auch darin bestehen, mit Formen der Ar-
beitnehmerbeteiligung zu experimentie-
ren.
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